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Im Ergebnis der letzten Haushaltswoche stelle ich 
fest: Für Rüstung stehen Milliarden Euro zur Verfügung. 
Für eine relevante Verbesserung der Situation von Men-
schen mit Behinderungen fehlt aber wieder einmal das 
Geld. Das ist ein Skandal.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)l

Es ist kein Wunder, wenn Menschen sich zunehmend von 
der herrschenden Politik abwenden und präfaschistische 
Strömungen selbst hier im Bundestag ankommen. Dieser 
Politikstil zulasten der Menschen ohne finanzstarke Lob-
bygruppen muss ein sofortiges Ende haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber als wäre dies nicht genug: Die Regierung schafft 
es im Gesetzentwurf auch noch, den berechtigten Perso-
nenkreis weiter einzuschränken. Die Koalitionsfraktio-
nen versuchen zwar, dies zu beheben. Aber auch ihnen 
fehlt hier das Fachwissen. Ein Beispiel: Menschen mit 
Behinderung, die sehen können, aber nicht in der Lage 
sind, selbst ein Buch zu halten, werden von der durch die 
Regierungskoalition gefundenen neuen Formulierung 
weiterhin ausgeschlossen. Entsprechend den Ansprüchen 
der UN-Behindertenrechtskonvention ist aber genau die-
ser Personenkreis deutlich weiter zu fassen. 

Noch erschreckender als der Ursprungsentwurf des 
Gesetzes ist das Verfahren zu diesem. Viel zu lange wur-
de die deutliche Kritik in den vielen Stellungnahmen der 
Betroffenen, die auch in der Anhörung zur Sprache ka-
men, ignoriert. Erst die öffentliche Anhörung, die auch 
auf unseren Druck hin stattfand, sorgte für ein Überden-
ken bei den Regierungsfraktionen.

(Stephan Brandner [AfD]: Die Linke rettet 
die Welt!)

Liebe Regierungsvertreter, es skizziert sich ein verstö-
rendes Bild, wenn Mitbestimmung und Teilhabe erst 
durch uns eingefordert werden müssen und nicht zur 
Selbstverständlichkeit im politischen Willensbildungs-
prozess gehören.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wer die Rückmeldungen der Stellungnahmen ernst 
nimmt und die Anhörung verfolgt hat, weiß, dass es 
weiterer, wirklicher Verbesserungen für Blinde, Sehbe-
hinderte oder anderweitig lesebehinderte Menschen im 
Gesetzentwurf bedarf.  – Frau Präsidentin, ich komme 
zum Schluss.  – Um dies zu erreichen, liegt unser Ent-
schließungsantrag vor. Wir wollen damit die Chance auf 
Teilhabe und Bildung für alle deutlich stärken. Mit Ihrer 
Zustimmung können Sie heute zeigen, dass Sie sich für 
Belange jener Menschen interessieren.

Danke schön.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Für die Fraktion Bündnis  90/Die Grünen hat nun 

Corinna Rüffer das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe verbliebene Ab-

geordnete! Es sind um die Uhrzeit noch erstaunlich vie-
le hier. Ich möchte an dieser Stelle preisgeben, dass Sie 
heute die Debatte über dieses Thema genießen dürfen, 
weil wir darauf bestanden haben, dass wir heute darü-
ber diskutieren. Ich finde es wichtig, dass wir über dieses 
Thema diskutieren, auch wenn wir es zu später Stunde 
tun. Das Thema ist zu wichtig, um es zu Protokoll zu ge-
ben. Nachdem wir schon die erste Lesung ohne Debatte 
durchgeführt haben, ist es an der Zeit, über die Marra-
kesch-Richtlinie zu reden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
In Richtung AfD möchte ich in diesem Zusammen-

hang doch einen Satz verlieren. Als Sie in den Bundes-
tag eingezogen sind, haben Sie gesagt: Sie werden den 
anderen das Arbeiten beibringen und keine Debatten zu 
Protokoll geben, sondern diese führen.  – Dass Sie nun 
ausgerechnet bei einer behindertenpolitischen Debatte 
sagen: „Die ist uns so unwichtig, dass sie zu Protokoll 
geht“,

(Stephan Brandner [AfD]: Bei den Whistleblo-
wern war das anders! Da waren wir vorne!)

lässt Sie in einem bestimmten Licht erscheinen und be-
stätigt das, was wir immer vermutet haben.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN  – 
Michael Frieser [CDU/CSU]: Hören wir noch 
was zum Thema?)

Sie haben sich im Bereich der Behindertenpolitik bisher 
nur dadurch hervorgetan, dass Sie im Zweifel gezeigt ha-
ben, dass Sie auf dem Rücken der behinderten Menschen 
in diesem Land Ihren üblen Rassismus austragen wollen. 
Ich finde, es ist an dieser Stelle wichtig, das zu betonen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES  90/DIE GRÜNEN  – Stephan Brandner 
[AfD]: Je später der Abend, desto blöder die 
Vorwürfe!)

Liebe Regierungskoalition, liebe Union und liebe 
SPD, bei Ihnen verwundert es mich nicht, dass Sie diese 
Debatte heute nicht führen wollten; denn der Gesetzent-
wurf, den Sie zur Umsetzung dieser Richtlinie vorgelegt 
haben, ist einfach Murks. Damit bleiben Sie hinter den 
Möglichkeiten der Marrakesch-Richtlinie und hinter 
dem, was wir von Ihnen erwartet haben, weit zurück.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Denn das Ziel der Richtlinie besteht doch ursprünglich 
darin, dass die Zugänglichkeit von Literatur  – das ist 
mehrfach gesagt worden  – für die Personengruppe der 
sehbehinderten, blinden oder anderweitig lesebeeinträch-
tigten Menschen verbessert wird. Dafür sorgen Sie aber 

Sören Pellmann 
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schlicht und ergreifend nicht. Kronzeuge der These, die 
ich hier vortrage, ist – und das ist wirklich peinlich – der 
Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen, Herr Jürgen Dusel, der 
Sie immer wieder aufgefordert hat, mutig zu sein und die 
Richtlinie vernünftig umzusetzen. Die Art, wie Sie das 
tun, führt im Zweifelsfall zu Verschlechterungen gegen-
über der Situation, die wir heute haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Punkte sind benannt. Die bürokratischen Hürden, 
die Sie einbauen – die AfD hatte übrigens keinen Sach-
verständigen benannt und in der Sachverständigenanhö-
rung auch nicht durch gute Fragen geglänzt; das will ich 
an dieser Stelle betonen –, 

(Stephan Brandner [AfD]: Das habe ich aber 
anders gesehen! Unsere Fragen waren die bes-
ten!)

sind so hoch, dass die kleinen Bibliotheken befürchten, 
die Leistungen nicht zu erbringen. 

(Stephan Brandner [AfD]: Von der CDU kam 
nichts! – Gegenruf des Abg. Ansgar Heveling 
[CDU/CSU]: Das sehe ich aber anders!)

Zur Vergütungsverpflichtung. Wir reden Pi mal Dau-
men über 25  000  Euro im Jahr. Bei einem Gesamtvo-
lumen von 300  Millionen Euro der VG WORT ist das 
absolut lächerlich. 

(Stephan Brandner [AfD]: Lächerlich sind 
Sie!)

Drei Oppositionsfraktionen haben Vorschläge einge-
bracht, wie man zu einer vernünftigen Regelung hätte 
kommen können. Ich habe mich über den Vorschlag der 
FDP gefreut. 

(Stephan Brandner [AfD]: FDP und Grü-
ne! Klasse! So muss das laufen! Herr 
Müller-Böhm, das wäre mir peinlich!  – Ge-
genruf der Abg. Dr.  Franziska Brantner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Können Sie 
mal ruhig sein und zuhören?)

Ich finde es aber schade – und es nervt mich auch –, dass 
wir selbst an einer solchen Stelle, wo das problemlos 
möglich wäre, keine menschenrechtskonforme Regelung 
finden. Der Gesetzentwurf ist einfach schlecht gemacht, 
und auch wenn es heute schon spät ist, sollten wir darü-
ber reden.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Abgeordnete Michael Frieser für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Frieser (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Sie sehen mich doch etwas verwundert. An-
scheinend habe ich in den letzten Wochen und Monaten 
einer anderen Debatte über die Umsetzung der Marra-
kesch-Richtlinie beigewohnt.

(Stephan Brandner [AfD]: Geht mir genauso, 
Herr Frieser!)

Frau Kollegin, Sie hätten die Möglichkeit gehabt, in die-
ser Diskussion sachlich Stellung zu beziehen. Aber außer 
formalen Argumenten haben wir leider Gottes nicht sehr 
viel gehört.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD  – 
Stephan Brandner [AfD]: Endlich mal Tache-
les!)

Ich bin mir sicher, dass es etwas besser wäre, wenn 
wir über die Fragen inhaltlich redeten. Die Marra-
kesch-Richtlinie scheint doch im weitesten Sinne – das 
hat die Anhörung eindeutig gezeigt  – gut gelungen zu 
sein. Deshalb tun wir uns, glaube ich, keinen Gefallen, 
wenn wir der Welt draußen versprechen, wir hätten hier 
neue Instrumente entdeckt und erkannt. Wir können beto-
nen – in Übereinstimmung mit eigentlich allen Sachver-
ständigen –, dass der Inhalt dieser Richtlinie umgesetzt 
wurde. Es geht darum, das hohe Gut eines barrierefreien 
Zugangs durch die Marrakesch-Richtlinie auf den richti-
gen Weg zu bringen. Da hilft großes Getöse und Wahl-
kampfgeschrei überhaupt keinen Zentimeter weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD  – 
Sören Pellmann [DIE LINKE]: Bis zum Ziel 
ist es noch weit!)

Ich will auf den Grund eingehen, warum es sich hier-
bei um ein so hohes Gut handelt. In der Stadt Nürnberg 
habe ich meine Jugend zum Teil im dortigen Zentrum für 
Blinde und Sehbehinderte, das mein Vater als Architekt 
mitverantworten konnte, verbracht. Was ich dort erlebt 
habe, ist, dass Information und Zugang zur Literatur ein 
ganz wesentlicher Punkt sind. Dort wurden die Bände in 
Brailleschrift wie Schätze behandelt. Dort herrschte ein 
Wissensdurst, von dem ich in meiner Schulzeit keine 
Kenntnis hatte. Vor diesem Hintergrund ist entscheidend, 
dass wir hier die Barrieren – zugegebenermaßen schritt-
weise – zurücknehmen. Es muss darauf hingewiesen wer-
den, dass das Anfertigen von Kopien zum Eigenbedarf 
schon bislang zulässig war. Es kommt nun darauf an, die 
Institutionalisierung vorzubereiten. Wichtig ist an dieser 
Stelle, Teilhabe als Ausdruck des Sozialstaatsgebots zu 
sehen. Aber unter keinen Umständen darf der Eindruck 
erweckt werden, dass wir hier einen Paradigmenwechsel 
im Urheberrecht vornehmen. Es geht gerade nicht um das 
Ausspielen der Interessen auf der einen Seite von Blin-
den und Sehbehinderten und auf der anderen Seite von 
Urhebern. Es geht genau darum, einen Ausgleich der In-
teressen zu schaffen, ohne dass wir das Grundregelwerk 
verändern. Genau das werden wir gewährleisten einer-
seits durch das Gesetz und andererseits durch den Bei-
trag, den wir mit einem Änderungsantrag leisten. 

Ich muss deutlich sagen: Ich bin verwundert, dass man 
hier von einem ungeahnten Bürokratieaufbau spricht. 

Corinna Rüffer


